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Bundesrepublik Deutsdiland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. Januar 1959 

9 — 63200 — 4793/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen, den vom Bundesrat in 
seiner 199. Sitzung am 28. November 1958 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 
( W asserhaushaltsgesetz) 

nebst Begründung. 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen. 

Federführend ist der Bundesminister für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Lübke 


Druck; Bonner Universitäts-Budbidxuckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 



Drucksadle 769 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts 

(Wasserhaushaltsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- | 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 1110) wird wie folgt geändert: 

§ 45 erhält folgende Fassung: 

„§ 45 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1960 in Kraft." 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Wasserhaushaltsgesetz, das am 12. August 1957 
verkündet worden ist, soll nach seinem § 45 am 
1, März 1959 in Kraft treten. Als Rahmengesetz nach 
Artikel 75 Nr. 4 GG bedarf es der Ausfüllung durch 
Landesgesetze. Die Länder können sich jedoch mit 
dem Erlaß eines bloßen Ausfüllungsgesetzes nicht 
begnügen, und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Das Wasserhaushaltsgesetz regelt nur ein Teil- 
gebiet der Wasserwirtschaft und dieses auch 
nicht vollständig und abschließend, denn der 
Bundesgesetzgeber war wegen Artikel 75 in Ver- 
bindung mit Artikel 72 GG gezwungen, sich auf 
diejenigen Fragen zu beschränken, für die ein 
Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung be- 
steht, und sein Gesetz so anzulegen, daß es durch 
Landesgesetze ausgefüllt werden kann. Ein in- 
haltlich auf das Wasserhaushaltsgesetz be- 
schränktes Ausfüllungsgesetz bliebe deshalb ein 
Torso und würde die ohnehin — insbesondere 
in den größeren Ländern der Bundesrepublik — 
bestehende starke Zersplitterung der wasser- 
rechtlichen Vorschriften nur noch vermehren. Es 
ist deshalb vor allem im Interesse der Klarheit 
und Übersichtlichkeit des Wasserrechts und zur 
Erleichterung des Vollzugs der wassergesetz- 
lichen Vorschriften unumgänglich notwendig, 
umfassende, alle wasserrechtlichen und wasser- 
wirtschaftlichen Verhältnisse behandelnde Lan- 
deswassergesetze zu schaffen. 

2. Aber auch die Forderung der an der Wasser- 
wirtschaft interessierten Kreise nach einer mög- 
lichst weitgehenden inhaltlichen Übereinstim- 
mung der Wassergesetze der einzelnen Bundes- 


länder darf nicht übersehen werden, denn die 
moderne Wasserwirtschaft greift mit ihren Maß- 
nahmen vielfach über die Ländergrenzen hinweg. 
Deshalb wollen die Länder versuchen, nicht nur 
das Rahmengesetz soweit immer möglich ein- 
heitlich auszufüllen, sondern auch in den von 
diesem Gesetz nicht behandelten Fragen weit- 
gehend übereinstimmende Regelungen zu finden. 

Die Aufgabe, das gesamte Wasserrecht auf der 
Grundlage der Vorschriften des Wasserhaushalts- 
gesetzes und mit dem Ziele möglichst gleicher oder 
zumindest einander angenäherter Vorschriften neu 
zu ordnen, kann, wie sich inzwischen gezeigt hat, 
in der nach § 45 WHG zur Verfügung stehenden 
Zeit nicht erfüllt werden. Vor allem benötigen die- 
jenigen Länder, welche die überkommenen Ver- 
hältnisse verschiedener Wasserrechtsgebiete berück- 
sichtigen müssen, eine Fristverlängerung. Weil ein 
Inkrafttreten des Wasserhaushaltsgesetzes ohne die 
Ausfüllungsvorschriften der Länder zu großer 
Rechtsunsicherheit führen und den wassergesetz- 
lichen Vollzug zum Schaden der Allgemeinheit be- 
einträchtigen würde, ist eine Änderung des § 45 
WHG dringend geboten. 

Wenn auch kein Land mit genügender Sicherheit zu 
übersehen vermag, wieviel Zeit die parlamenta- 
rische Behandlung einer so umfangreichen und 
schwierigen Materie in Anspruch nehmen wird, so 
ist doch zu erwarten, daß auch die größeren Länder 
mit mehreren regionalen Wasserrechten ihre neuen 
Landeswassergesetze bis zum 1. März 1960 verab- 
schieden können. 
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